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I. Vorbemerkung 

Das DIJuF begrüßt die angedachte Reform des Zwangsvollstreckungsrechts, sodass künftig 

mehr Dokumente als elektronische Dokumente übermittelt werden können und so der elektro-

nische Rechtsverkehr gestärkt werden kann.  

 

II. Nachweis der Vollmacht 

Der Gesetzesentwurf sieht unter § 752 a Abs. 1 ZPO-E vor, dass die in § 79 Abs. 2 S. 1 und 

S. 2 Nr. 3 und 4 ZPO Genannten (= Verbraucherzentralen und Inkassounternehmen) ihre Be-

vollmächtigung für Prozesshandlungen in der Zwangsvollstreckung dadurch nachweisen kön-

nen, dass sie dem jeweils zuständigen Vollstreckungsorgan das Vorliegen der Vollmacht ver-

sichern. Diese Verfahrenserleichterung ist zu begrüßen.  

Aktuell ist also jedoch vorgesehen, die Möglichkeit des Nachweises durch Versicherung auch 

den Mitarbeitenden in den Unterhaltvorschussstellen bei den Jugendämtern zu ermöglichen. 

Diese sind vertretungsbefugt nach § 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 ZPO und müssten somit weiterhin 

eine Vollmacht gem. § 80 ZPO vorlegen. In der Praxis würde es somit bei dem Mehraufwand 

in den Unterhaltsvorschussstellen verbleiben, da deren Vollmachten bei Antragstellung beige-

fügt oder auf entsprechenden gerichtlichen Hinweis hin nachgereicht werden müssten. Für die 

Fortgeltung der strengeren Anforderungen für Mitarbeitende in Behörden als für Inkasso-

dienstleistenden und Verbraucherzentralen ist kein Grund ersichtlich.  

Daher sollte die Vereinfachung hinsichtlich des Vollmachtnachweises für Behörden gleich-

falls im § 752a Abs. 1 ZPO-E vorgesehen werden.  

Entsprechendes ist in § 753a ZPO-E für den Nachweis einer Geldempfangsvollmacht vorge-

sehen und sollte auf Behörden erstreckt werden. 


